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„1Die Mitgliedstaaten sollten bestrebt sein, einen 
zumindest guten Zustand ihrer Gewässer zu erreichen, 
indem sie unter Berücksichtigung vorhandener 
Anforderungen auf Gemeinschaftsebene die 
erforderlichen Maßnahmen im Rahmen integrierter 
Maßnahmenprogramme festlegen und in die Praxis 
umsetzen.“ 
 
(Erwägungsgrund 26 Satz 1 der Wasserrahmenrichtlinie) 
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§ 2f Satz 4 LWG NRW:  
„4Die nordrhein-westfälischen Anteile der 
Maßnahmenprogramme und der Bewirt-
schaftungspläne nach den §§ 2d und 2e sind 
für alle behördlichen Entscheidungen 
verbindlich.“  
 
→ Umsetzung auf Grundlage des den 
Zulassungsbehörden zur Verfügung stehenden 
gesetzlichen Instrumentariums. 
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§ 12 WHG: Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis 
und der Bewilligung, Bewirtschaftungsermessen 
  (1) Die Erlaubnis und die Bewilligung sind zu versagen, 
wenn 
    1. schädliche, auch durch Nebenbestimmungen nicht 
vermeidbare oder nicht ausgleichbare Gewässerver-
änderungen zu erwarten sind oder 
    2. andere Anforderungen nach öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften nicht erfüllt werden. 
  (2) Im Übrigen steht die Erteilung der Erlaubnis und der 
Bewilligung im pflichtgemäßen Ermessen (Bewirtschaf-
tungsermessen) der zuständigen Behörde. 
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§ 13 WHG: Inhalts- und Nebenbestimmungen der Erlaubnis 
und der Bewilligung 
  (1) Inhalts- und Nebenbestimmungen sind auch 
nachträglich sowie auch zu dem Zweck zulässig, nachteilige 
Wirkungen für andere zu vermeiden oder auszugleichen. 
  (2) Die zuständige Behörde kann durch Inhalts- und 
Nebenbestimmungen insbesondere 
    2.     Maßnahmen anordnen, die 
        a) in einem Maßnahmenprogramm nach § 82 enthalten 
oder zu seiner Durchführung erforderlich sind, 
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§ 100 WHG: Aufgaben der Gewässeraufsicht 
  (1) 1Aufgabe der Gewässeraufsicht ist es, die Gewässer 
sowie die Erfüllung der öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen 
zu überwachen, die nach oder auf Grund von Vorschriften 
dieses Gesetzes, nach auf dieses Gesetz gestützten 
Rechtsverordnungen oder nach landesrechtlichen 
Vorschriften bestehen. 2Die zuständige Behörde ordnet nach 
pflichtgemäßem Ermessen die Maßnahmen an, die im 
Einzelfall notwendig sind, um Beeinträchtigungen des 
Wasserhaushalts zu vermeiden oder zu beseitigen oder die 
Erfüllung von Verpflichtungen nach Satz 1 sicherzustellen.  
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Maßnahmenprogramm und Ermessen 
„Denn bereits aus rechtssystematischen Gründen 
hätte es sich angeboten, auf das Bewirt-
schaftungsermessen vollständig zu verzichten. 
Dürfte es doch angesichts der das behördliche 
Ermessen in jeder Flussgebietseinheit weitgehend 
vorsteuernden Inhalte der Maßnahmenprogramme 
und Bewirtschaftungspläne (§§ 82f. WHG) ohnehin 
weitgehend gebunden und daher überflüssig sein.“ 
Michael Kotulla, WHG, Kommentar, 2. Aufl. 2011 § 12 
Rn. 17. 
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Ein Beispiel aus Rheinland Pfalz: 
 
„Ergänzende Maßnahmen sind erforderlich:  
 
• Rückbau der Ausbaumaßnahmen, Herstellung der 

Durchgängigkeit (LAWA-MNK Nr.67-69)  
• Restaurierung der Oberflächengewässer  (LAWA-MNK 

Nr.70-87)“ 
 
Maßnahmenprogramm 2016-2021 nach der 
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) für die rheinland-pfälzischen 
Gewässer im Bearbeitungsgebiet Oberrhein, S. 77. 
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Ein Beispiel aus Nordrhein-Westfalen: 
 
Maßnahme: 3 Ausbau kommunaler Kläranlagen zur 
Reduzierung der Phosphoreinträge 
Beschreibung: Ausbau zur Frachtreduzierung von Phosphor 
des KW Mettmann 
Träger: Wasserverband  
Umsetzung bis: 2018  
NRW, Steckbriefe der Planungseinheiten in den nordrhein-westfälischen 
Anteilen von Rhein, Weser, Ems und Maas, Oberflächengewässer und 
Grundwasser. Teileinzugsgebiet Rhein/Rheingraben Nord, Bewirt-
schaftungsplan 2016-2021, S. 232. 
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Ein weiteres Beispiel aus Nordrhein-Westfalen: 
 
Maßnahme: 73 Habitatverbesserung im Uferbereich  
Beschreibung: Gemäß der hydromorphologischen 
Kausalanalyse bestehen Defizite im Bereich Sohle und 
Umfeld  
Träger: Wasserverband  
Umsetzung bis: 2024  
 
NRW, Steckbriefe der Planungseinheiten in den nordrhein-westfälischen 
Anteilen von Rhein, Weser, Ems und Maas, Oberflächengewässer und 
Grundwasser. Teileinzugsgebiet Rhein/Rheingraben Nord, Bewirt-
schaftungsplan 2016-2021, S. 191. 
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Maßnahme: 3 Ausbau kommunaler Kläranlagen zur Reduzierung 
der Phosphoreinträge 
Beschreibung: Ausbau zur Frachtreduzierung von Phosphor des 
KW Mettmann 
Träger: Wasserverband  Umsetzung bis: 2018  
Maßnahme: 28 Maßnahmen zur Reduzierung der Nährstoff- und 
Feinmaterialeinträge durch Erosion und Abschwemmung aus der 
Landwirtschaft  
Beschreibung: Konkretisierung über Rahmenvereinbarung, 
landwirtschaftliches Beratungskonzept  
Träger: Landwirtschaft Umsetzung bis: 2018  
NRW, Steckbriefe der Planungseinheiten in den nordrhein-westfälischen 
Anteilen von Rhein, Weser, Ems und Maas, Oberflächengewässer und 
Grundwasser. Teileinzugsgebiet Rhein/Rheingraben Nord, Bewirt-
schaftungsplan 2016-2021, S. 232. 11 
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„Die Wasserbehörden sollten sich daher angesichts des 
Finalismus der Richtlinie und ihres Planungs-
instrumentariums bezeiten auf die wachsende Bedeutung 
ihres Ermessens, aber auch auf den hiermit verbundenen 
Zuwachs ihrer Darlegungs- und Begründungslast 
einstellen“. 
 
Rüdiger Breuer, Pflicht und Kür bei der Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie, ZfW 2005, 1 (19). 
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